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6 S 85/05 LG Bonn


12 C 309/04 AG Bonn  

Verkündet am 01.12.2005

Lück, Justizobersekretärin

als Urkundsbeamter der Geschäftsstelle

LANDGERICHT BONN

IM NAMEN DES VOLKES

URTEIL
In dem Rechtsstreit

des Herrn Dr. ...


Klägers und Berufungsklägers,

‑ Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwälte ...

g e g e n

Herrn …


Beklagten und Berufungsbeklagten,

‑ Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwälte …

hat die 6. Zivilkammer des Landgerichts Bonn

auf die mündliche Verhandlung vom 20.10.2005

durch den Vorsitzenden Richter am Landgericht Ridder,


den Richter am Landgericht Killian und 


die Richterin am Landgericht Hodeige

für Recht erkannt:

Auf die Berufung des Klägers wird das am 23.02.2005 verkündete Urteil des Amtsgerichts Bonn – 12 C 309/04 – abgeändert und wie folgt neu gefasst:

Der Beklagte wird verurteilt, an den Kläger € 766,94 nebst Zinsen in Höhe von 5 % ‑Punkten über dem jeweiligen Basiszinssatz seit dem 14.09.2004 zu zahlen.

Die Kosten des Rechtsstreits beider Instanzen trägt der Beklagte.

Dieses Urteil ist vorläufig vollstreckbar.

Die Revision wird nicht zugelassen.

Gründe:

I.

Wegen der maßgeblichen tatsächlichen Feststellungen wird auf die Feststellungen in dem angefochtenen Urteil gemäß § 540 Abs. 1 Satz 1 ZPO Bezug genommen.

II.

Die zulässige Berufung des Klägers ist begründet.

Dem Kläger steht gegen den Beklagten ein Anspruch auf Zahlung von € 766,94 gemäß §§ 667, 1922 BGB zu.

Der Beklagte ist wegen des von ihm am 13.10.2000 von dem Konto der Erblasserin abgehobenen Barbetrages i.H.v. DM 3.000,‑ (= € 1.533,88) in Höhe eines Betrages von € 766,94 zur Herausgabe als Beauftragter gemäß § 667 BGB an den Kläger verpflichtet. Gemäß § 667 BGB ist der Beauftragte verpflichtet, dem Auftraggeber alles, was er aus der Geschäftsbesorgung erlangt, herauszugeben. Davon, dass der Beklagte als Beauftragter gehandelt hat, geht die Kammer aufgrund des erstinstanzlichen Vortrags des Beklagten aus, nach welchem er aufgrund KontovoIlmacht der Erblasserin für diese ab dem 05.07.2000 (sämtliche) Bargeldabhebungen tätigte, um die abgehobenen Beträge alsdann ‑ weisungsgemäß ‑ der Erblasserin zu übergeben. Der Annahme, dass es sich bei den Abhebungen, auch unter Beachtung des Verwandtschaftsverhältnisses zwischen Beklagtem und Erblasserin, um ein bloßes Gefälligkeitsverhältnis ohne Rechtsbindungswillen gehandelt hätte, steht bereits entgegen, dass auf Seiten der Erblasserin erkennbar wirtschaftliche Interessen auf dem Spiel standen, handelte es sich doch bei den aufgrund erteilter Vollmacht abgehobenen Beträgen nach dem eigenen Vortrag des Beklagten um nicht unerhebliche Summen von insgesamt mehreren tausend DM.

Da der Beklagte Barabhebungen, insbesondere die streitgegenständliche Barabhebung, eingeräumt hat, ist er darlegungs‑ und beweisbelastet für seine Behauptung, dass er den Herausgabeanspruch gemäß § 362 BGB durch Übergabe des Bargeldes an die Mutter der Parteien erfüllt hat. Denn gegenüber den Ansprüchen des Auftraggebers aus § 667 BGB trägt der Beauftragte die Darlegungs‑ und Beweislast für die auftragsgemäße Verwendung und den Verbleib des aus der Geschäftsbesorgung erlangten Geldes (Baumgärtel, Handbuch der Beweislast im Privatrecht, § 667 BGB Rn. 3 m.w.N.). Der Beklagte hat indes für seinen (erstinstanzlichen) Vortrag, er habe das abgehobene Bargeld weisungsgemäß seiner Mutter übergeben, auch nach entsprechendem Hinweis der Kammer im Termin zur mündlichen Verhandlung vorn 20.10.2005, keinen Beweis angeboten. Soweit der Beklagte mit Schriftsatz vom 08.11.2005 vielmehr ‑ erstmals und in Abänderung seines erstinstanzlichen Vortrags ‑ behauptet, er habe mit dem am 13.10.2000 abgehobenen Betrag von DM 3.000.‑ im Auftrag der Erblasserin eine Rechnung der Firma … GmbH vom 13.10.2000 über DM 3.891,36 bezahlt, ist dieser Vortrag bereits nach § 531 Abs. 2 ZPO grds. nicht (mehr) berücksichtigungsfähig. Darüber hinaus ist dieser Vortrag des Beklagten aber auch nicht geeignet, die auftragsgemäße Verwendung des Geldes zu belegen, da bereits nicht konkret dargelegt und unter Beweis gestellt ist, dass und wann die Rechnung auftragsgemäß bezahlt worden ist. Darüber hinaus ist weder der betragsmäßige Unterschied zwischen der Höhe des am 13.10.2000 abgehobenen Betrages und des in Rechnung gestellten Betrages erklärt noch der Umstand, aus welchem Grund die Rechnung auf den Beklagten und nicht die Erblasserin ausgestellt ist, wenn, wie der Beklagte behauptet, er die Firma  … GmbH namens der Erblasserin beauftragt haben will.

Die Kammer ist auch nicht gehindert, den geltend gemachten Klageanspruch auf die Vorschriften der §§ 667, 1922 BGB zu stützen, da der Prüfungsumfang des Gerichts in rechtlicher Hinsicht mangels ausdrücklicher Erklärung des Klägers, der Anspruch solle ausschließlich unter dem Gesichtspunkt der unerlaubten Handlung geprüft werden, nicht eingeschränkt ist.

Dem geltend gemachten Klageanspruch steht auch nicht der in dem Verfahren vor dem Landgericht Bonn, 3 O 329/03, geschlossene Vergleich entgegen. Unbeschadet der Frage, ob der diesbezügliche Einwand, der (ausdrücklich) erstmals in der Berufungsinstanz mit insofern nicht nachgelassenem Schriftsatz erhoben worden ist, nach § 531 Abs. 2 ZPO berücksichtigungsfähig sein kann, ist ausweislich des Protokolls zur mündlichen Verhandlung, in welcher der Vergleich protokolliert worden ist, zwischen den dortigen Parteien (lediglich) vereinbart worden, dass bei der Verteilung des Nachlasses der Erblasserin eine Verbindlichkeit des Klägers aus einem gegebenen Darlehen noch in Höhe von € … zu berücksichtigen ist, dass die beim Testamentsvollstrecker vorhandenen Nachlassgegenstände wie Schriftstücke und Kontoauszüge von diesem nach billigem Ermessen zu verteilen sind, dass der Streitpunkt um ein von der Erblasserin geschenktes Armband durch Rückgabe des beim Testamentsvollstrecker vorhandenen Armbandes an Frau ... erledigt ist und der Beklagte seine testamentarische Verpflichtung zur Herstellung eines Fotoalbums bis zum 30.06.2005 erfüllen wird. Dass durch diesen Vergleich eine endgültige Auseinandersetzung zwischen den Erben, insbesondere auch hinsichtlich des nunmehr geltend gemachten Anspruchs, erfolgen sollte und auch erfolgt ist, lässt sich weder dem Wortlaut des Vergleiches noch dem Umstand entnehmen, dass der Testamentsvollstrecker erklärt hat, der Nachlass habe vollständig abgewickelt worden können, die Testamentsvollstreckertätigkeit habe sich erledigt. Denn nach dem – bis zum Schriftsatz des Beklagten vom 08.11.2005 – unbestrittenen Vortrag des Klägers war es schon nicht die Aufgabe des Testamentsvollstreckers, eine Gesamt‑Auseinandersetzung des Nachlasses vorzunehmen, welche auch bislang nicht erfolgt sei.

Da es sich bei den Parteien um die einzigen Erben handelt und der Kläger nur den hälftigen Anteil geltend macht, welcher ihm bei einer endgültigen Auseinandersetzung zufallen würde, ist der Kläger auch nicht gehalten, auf Leistung an die Miterbengemeinschaft, bestehend aus ihm und dem Beklagten, zu klagen. Der Kläger kann vielmehr Zahlung des hälftigen Anteils unmittelbar an sich verlangen (vgl. BGH, Urteil vorn 13.03.1963, V ZR 208/61, MDR 1963, 578).

Der Zinsanspruch folgt aus §§ 288, 291 BGB.

Die prozessualen Nebenentscheidungen beruhen auf den §§ 91 Abs. 1 ZPO, 708 Nr. 10, 543 Abs. 2 Satz 1, 544 ZPO, 26 Nr. 8 EGZPO. Von Anordnungen nach § 711 Satz 1 ZPO wird gemäß § 713 ZPO abgesehen.

Streitwert für das Berufungsverfahren: € 766,94
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Killian 





Hodeige
